
Stand: 1. Oktober 2015 

  Seite 1 von 14 

Konzept zur einheitlichen Steuernummernvergabe 
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1 Allgemeines 

1.1 Ausgangslage (Veranlassungsgrund) 
Bereits heute sieht eine Vielzahl von Verfahren die Zuordnung elektronischer 
Besteuerungsgrundlagen anhand der Identifikationsnummer (IdNr.) zu den 
Bearbeitungsfällen vor (z. B. RBM, KMV). Die Anzahl entsprechender Verfahren wird 
zukünftig deutlich steigen. Diese Verfahren erfordern die eindeutige und fehlerfreie 
Zuordnung von elektronisch übermittelten Daten. Auf Grund unterschiedlicher 
Vorgehensweise bei der Pflege der Grunddaten in den Ländern, z.B. in Fällen der Änderung 
des Personenstandes, kann von den Verfahren eine korrekte Zuordnung von elektronisch 
übermittelten Daten nicht in jedem Fall sichergestellt werden. 
 
Für die korrekte Vergabe der Wirtschafts-Identifikationsnummer (W-IdNr.) ist eine eindeutige 
Identifizierung der verschiedenen Betriebe bzw. wirtschaftlichen Tätigkeiten eines Stpfl. 
erforderlich. Eine solche eindeutige Identifizierung erfordert für jede wirtschaftliche Tätigkeit 
eines Stpfl. die Einrichtung eines gesonderten Speicherkontos1 (i.S.d. BuchO). Darüber 
hinaus spricht sich die AG ID-Merkmal für eine grundsätzlich getrennte Führung von 
Speicherkonten für den persönlichen und den betrieblichen Bereich aus (AG ID-Merkmal 
II/12, TOP 8). 
 
Für alle (KONSENS-)Verfahren bedeuten bundeseinheitliche Vorgaben zur Kontenführung 
wesentliche Vereinfachungen, weil z.B. 
• Kontrollmaterial leichter zugeordnet werden kann, 
• keine unterschiedlichen Konzeptionen für die verschiedenen organisatorischen Vorgaben 

der Länder vorgesehen werden müssen, 
• keine komplexen länderspezifischen Regeln für die Aufbereitung der Anschrift nach einem 

Personenstandswechsel implementiert werden müssen, 
• Daten der Stpfl. als Grundlage für eine elektronische Akte und eine weitergehende 

Automatisierung des Besteuerungsverfahrens einheitlich und eindeutig maschinell 
gespeichert werden können, 

• Änderungen von Bescheiden ohne personelle Eingriffe maschinell erfolgen können und 
• eine zutreffende maschinelle Adressierung von Bescheiden sichergestellt werden kann. 
 
Ein einheitliches Vorgehen erleichtert die Umsetzung eines maschinellen 
länderübergreifenden Abgabe-/Übernahmeverfahrens. 
 

1.2 Referatsleiterbeschluss (AutomSt/O II/12, TOP 4) 
Die Referatsleiter Organisation (Steuerverwaltung) erachten eine einheitliche, für alle Länder 
verbindliche Vorgehensweise bei der Vergabe von Steuernummern für sinnvoll. Sie bitten die 
AG O, ein entsprechendes Konzept federführend zu erarbeiten. Neben möglichen 
Umsetzungsstrategien sind auch Angaben zum Umstellungsaufwand und ein 
Vorgehensvorschlag zur zeitlichen Umsetzung darzustellen. 
 

1.3 Regelungsumfang 
Dieses Konzept regelt die einheitliche Vergabe von Steuernummern für folgende 
Bearbeitungsfälle: 
 

• Fälle, bei denen die Durchführung einer Veranlagung zu einer oder mehreren V-Steuern 
in Betracht kommt (§ 7 Abs. 2 Nr. 1 BuchO), 

                                            
1 Nach dem Erörterungsstand in der AG BuchO ist beabsichtigt, den Begriff „Speicherkonto“ durch den Begriff 
„Steuerkonto“ zu ersetzen. 
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• Fälle der gesonderten Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach § 179 AO 
(§ 7 Abs. 2 Nr. 2 BuchO), einschließlich der Fälle mit Grundkennbuchstaben FEG, 

• Fälle der Überwachung und Nachprüfung des Steuerabzugs für Arbeitgeber, die 
Lohnkonten oder entsprechende Aufzeichnungen zu führen haben (§ 7 Abs. 2 Nr. 3 
BuchO), 

• Fälle der Überwachung und Nachprüfung von anderen Steuerabzugsbeträgen als 
Lohnsteuer (§ 7 Abs. 2 Nr. 4 BuchO), 

• Fälle der Dokumentation der Gewinnermittlungen (derzeit Grundkennbuchstaben GE und 
BIL). 

 
Zum besseren Verständnis werden zu einzelnen Textziffern (Tz.) Aussagen zum Setzen und 
Begrenzen von Grundkennbuchstaben getroffen. 
 
Für Fälle des § 7 Abs. 2 Nr. 10 BuchO (u.a. sogenannte S-Listenfälle) werden nach Bedarf 
des jeweiligen Landes Steuernummern vergeben. Eine (länderübergreifende) Abgabe dieser 
Fälle ist nicht vorgesehen. Daher sind einheitliche Regelungen in diesem Konzept nicht 
erforderlich. 
 
Die Zuordnung von Bearbeitungsfällen zu Arbeitsbereichen, Arbeitsgebieten und 
Steuerbezirken ist nicht Gegenstand des Konzepts. Diese wird auch weiterhin 
länderspezifisch vorgenommen. 
 
Soweit sich im Zusammenhang mit einem der in diesem Konzept behandelten Sachverhalte 
die örtliche Zuständigkeit oder die interne Zuständigkeit im Finanzamt ändert, ist in Fällen 
der Weiterverwendung des bisherigen Speicherkontos (bzw. dessen Inhalts) eine 
Aktenabgabe vorzunehmen. 
 

1.4 Betroffene Arbeitsgruppen und Verfahren 

• Arbeitsgruppen 
BuchO, GRUNDINF, ID-Merkmal, W-IdNr., PersBB, Kernkennzahlen, Größenklassen 
und Erhebung, 

• KONSENS-Verfahren 
KDialog, GINSTER, BIENE, ELFE, ELSTER, Prüfungsdienste, RMS und GeCo 

 
 

2 Natürliche Personen 

2.1 Persönlicher Bereich 
Die Tz. 2.1 regelt die Vergabe von Steuernummern für die Durchführung der Veranlagung 
der Einkommensteuer und ihrer Folgesteuern. 

2.1.1 Erstmalige Vergabe der Steuernummer 
Für eine natürliche Person, für die eine Einkommensteuerveranlagung durchzuführen ist, 
wird eine Steuernummer vergeben. Im Falle der Zusammenveranlagung von 
Ehegatten/Lebenspartnern/Lebenspartnerinnen wird für diese eine gemeinsame 
Steuernummer vergeben. Im Falle der getrennten bzw. Einzelveranlagung von 
Ehegatten/Lebenspartnern/Lebenspartnerinnen wird für jede Person eine Steuernummer 
vergeben. 
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2.1.2 Änderungen des steuerrechtlichen Personenstandes2 

2.1.2.1 Grundsätze 

• Der Inhaber eines Speicherkontos darf nicht geändert werden. 
 
In Ehegattenfällen ist Inhaber immer der Ehemann. 
 
In Fällen eingetragener Lebenspartnerschaften wird der Inhaber wie folgt bestimmt: 
- in alphabetischer Reihenfolge nach den Nachnamen, 
- bei gleichen Nachnamen nach den Vornamen, 
- bei gleichen Vor- und Nachnamen nach dem Alter (ältere Person zuerst). 

 
• Bei jeder Änderung des steuerrechtlichen Personenstandes sind eine oder zwei neue 

Steuernummern zu vergeben, da jede dieser Änderungen einen neuen Bearbeitungsfall 
begründet (s.a. § 7 Abs.1 BuchO). 
 

• Jede Zusammenveranlagungsgemeinschaft stellt einen eigenen Bearbeitungsfall dar. 
 
 
Danach ist in Fällen, in denen mindestens für einen Steuerpflichtigen bereits eine 
Steuernummer vergeben wurde, wie folgt vorzugehen: 

2.1.2.2 Heirat/Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 

Grundsätzlich wird im Fall einer Heirat/Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
die Zusammenveranlagung unterstellt. Deshalb ist in diesen Fällen regelmäßig eine 
gemeinsame neue Steuernummer zu vergeben. Die Gültigkeit der Grundkennbuchstaben in 
vor der Heirat/Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft bereits bestehenden 
Speicherkonten ist zu begrenzen. Abweichend hiervon ist in dem Fall, dass mit dem 
Bekanntwerden der Heirat/Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft die 
Einzelveranlagung gewählt wird, (zunächst) von der Vergabe einer gemeinsamen 
Steuernummer abzusehen, s. Tz. 2.1.3.2. Für diese Einzelveranlagungen sind ggf. bereits 
vorhandene Steuernummern zu nutzen bzw. jeweils eine neue Steuernummer zu vergeben. 

2.1.2.3 (Dauerhafte) Trennung/Scheidung/Aufhebung der Lebenspartnerschaft 

Bei dauerhafter Trennung, Scheidung oder Aufhebung der Lebenspartnerschaft ist die 
Gültigkeit des Grundkennbuchstabens in dem gemeinsamen Speicherkonto zu begrenzen 
und für jede Person eine neue Steuernummer zu vergeben. Soweit bereits/noch gesonderte 
Speicherkonten bestehen, können diese für die Einzelveranlagungen verwendet werden. 

2.1.2.4 Tod eines Ehegatten/Lebenspartners/einer Lebenspartnerin 

Bei Tod eines Ehegatten/Lebenspartners/einer Lebenspartnerin ist die Gültigkeit des 
Grundkennbuchstabens in dem gemeinsamen Speicherkonto auf das letzte Jahr der 
Zusammenveranlagung zu begrenzen. Für die überlebende Person ist eine neue 
Steuernummer zu vergeben und der Grundkennbuchstabe ab dem Folgejahr gültig zu 
setzen. Soweit bereits/noch ein gesondertes Speicherkonto für die überlebende Person 
besteht, kann dieses für die Einzelveranlagung verwendet werden. 
  

                                            
2 Hinweis auf Nr. 2 der Anlage zum Konzept „Begleitende Anforderungen für eine einheitliche 
Steuernummernvergabe“ 
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2.1.3 Wechsel der Veranlagungsart3 
 

2.1.3.1 Wechsel von der Zusammenveranlagung zur getrennten Veranlagung bzw. 
Einzelveranlagung 

Beim Wechsel von der Zusammenveranlagung zur getrennten Veranlagung bzw. 
Einzelveranlagung ist die Gültigkeit des Grundkennbuchstabens E in dem gemeinsamen 
Speicherkonto der Ehegatten/Lebenspartner/Lebenspartnerinnen auf das letzte Jahr der 
Zusammenveranlagung zu begrenzen und ab dem Veranlagungszeitraum (VZ), der auf den 
VZ folgt, für den die getrennte Veranlagung gewählt wird, wieder gültig zu setzen4. Für jede 
Person ist für die getrennte Veranlagung bzw. Einzelveranlagung eine neue Steuernummer 
zu vergeben, unter der der Grundkennbuchstabe E nur für den VZ gültig zu setzen ist, für 
den die getrennte Veranlagung bzw. Einzelveranlagung gewählt wird (zur Behandlung bei 
dauerhafter Trennung s. Tz. 2.1.2.3). Soweit bereits/noch gesonderte Speicherkonten 
bestehen, können diese für die getrennte Veranlagung bzw. Einzelveranlagungen verwendet 
werden. 

2.1.3.2 Wechsel von der getrennten Veranlagung bzw. Einzelveranlagung zur 
Zusammenveranlagung 

Beim Wechsel von der getrennten Veranlagung bzw. Einzelveranlagung zur 
Zusammenveranlagung ist die Gültigkeit des Grundkennbuchstabens E im Speicherkonto 
jedes/r Ehegatten/Lebenspartners/Lebenspartnerin auf das letzte Jahr der getrennten 
Veranlagung bzw. Einzelveranlagung zu begrenzen und eine gemeinsame neue 
Steuernummer zu vergeben. Hierbei handelt es sich regelmäßig nur um solche Fälle, in 
denen seit Eheschließung/Eintragung der Lebenspartnerschaft eine Zusammenveranlagung 
noch nicht durchgeführt und somit eine gemeinsame Steuernummer noch nicht vergeben 
wurde. 
 

2.1.4 Wechsel der Art der Steuerpflicht5 

2.1.4.1 Wechsel von der unbeschränkten zur beschränkten Steuerpflicht 
Beim Wechsel von der unbeschränkten zur beschränkten Steuerpflicht in 
Einzelveranlagungsfällen ist die Gültigkeit des Grundkennbuchstabens E auf den letzten VZ 
der unbeschränkten Steuerpflicht zu begrenzen. Der Grundkennbuchstabe EB für die 
beschränkte Steuerpflicht ist unter einer neuen Steuernummer zu setzen. 
 
Beim Wechsel von der unbeschränkten zur beschränkten Steuerpflicht in 
Zusammenveranlagungsfällen ist die Gültigkeit des Grundkennbuchstabens E auf den 
letzten VZ der unbeschränkten Steuerpflicht zu begrenzen. Für jede steuerpflichtige Person 
ist eine neue Steuernummer zu vergeben, unter der ihr Bearbeitungsfall für die folgenden VZ 
geführt wird. 
 
Soweit bereits/noch entsprechende Speicherkonten bestehen, können diese für die 
Durchführung der Besteuerung verwendet werden. 

2.1.4.2 Wechsel von der beschränkten zur unbeschränkten Steuerpflicht 

Beim Wechsel von der beschränkten zur unbeschränkten Steuerpflicht in 
Einzelveranlagungsfällen ist die Gültigkeit des Grundkennbuchstabens EB auf den letzten 

                                            
3 Hinweis auf Nr. 7 der Anlage zum Konzept „Begleitende Anforderungen für eine einheitliche 
Steuernummernvergabe“ 
4 Grund für diese Regelungsweise ist die Erfahrung aus der Praxis, dass in der überwiegenden Zahl der Fälle die 
Veranlagungsart zur Steueroptimierung jährlich gewechselt wird. 
5 Hinweis auf Nr. 2 der Anlage zum Konzept „Begleitende Anforderungen für eine einheitliche 
Steuernummernvergabe“ 
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VZ der beschränkten Steuerpflicht zu begrenzen. Der Grundkennbuchstabe E für die 
unbeschränkte Steuerpflicht ist unter einer neuen Steuernummer zu setzen. 
 
In Zusammenveranlagungsfällen ist die Gültigkeit des Grundkennbuchstabens EB auf den 
letzten VZ der beschränkten Steuerpflicht auf den bisherigen Speicherkonten der 
Ehegatten/Lebenspartner/Lebenspartnerinnen zu begrenzen. Für die 
Ehegatten/Lebenspartner/Lebenspartnerinnen ist eine gemeinsame Steuernummer zu 
vergeben, unter der ihr Bearbeitungsfall für die folgenden VZ geführt wird. 
 
Soweit bereits/noch entsprechende Speicherkonten bestehen, können diese für die 
Durchführung der Besteuerung verwendet werden. 
 

2.1.4.3 Sonderfälle  

Bei Arbeitnehmern ausländischer Leiharbeitgeber in der Bauwirtschaft (ArbZustBauV), 
Grenzpendlern, Erntehelfern und weiteren vergleichbaren Fällen kann beim Wechsel der Art 
der Steuerpflicht auf die Vergabe einer neuen Steuernummer verzichtet werden. 

2.2 Betrieblicher Bereich6 

Die Tz. 2.2 regelt die Vergabe von Steuernummern für die Bearbeitung der Betriebssteuern, 
der Gewinnermittlungen sowie für die gesonderte Gewinnfeststellung. 
 

2.2.1 Grundsätze 

• Bei Steuerpflichtigen, für die eine Einzelveranlagung durchzuführen ist, werden ESt und 
Betriebssteuern unter einer Steuernummer geführt. 

• Die Betriebssteuern eines Ehegatten/Lebenspartners/einer Lebenspartnerin werden nicht 
auf dem gemeinsamen Speicherkonto geführt. 

• Bei Personenstandsänderungen werden die Betriebssteuern weiter unter der bisherigen 
Steuernummer geführt. 

• Wenn eine gesonderte Gewinnfeststellung durchzuführen ist, werden die Betriebssteuern 
unter der Steuernummer geführt, unter der auch die gesonderte Gewinnfeststellung 
vorgenommen wird. 

• Ein einmal in seiner Gültigkeit begrenzter betrieblicher Grundkennbuchstabe darf nur für 
denselben Betrieb desselben Steuerpflichtigen wieder verwendet werden. Bei einer 
Betriebseinstellung und anschließender/gleichzeitiger Eröffnung eines neuen/anderen 
Betriebs ist der neue/andere Betrieb unter einer neuen Steuernummer zu führen. 

 

2.2.2 Betrieb eines Steuerpflichtigen bei Einzelveranlagung 

2.2.2.1 Erstmalige Betriebseröffnung 

Die betrieblichen Grundkennbuchstaben und der Grundkennbuchstabe E sind unter einer 
Steuernummer zu setzen, ein ggf. bereits für die ESt existierendes Speicherkonto ist hierfür 
weiter zu verwenden. 

2.2.2.2 Weitere (parallele) Betriebseröffnungen 
Für jeden Betrieb ist eine neue Steuernummer zu vergeben, unter der die jeweils 
erforderlichen betrieblichen Grundkennbuchstaben zu setzen sind. 

                                            
6 Hinweis auf Nr. 5 der Anlage zum Konzept „Begleitende Anforderungen für eine einheitliche 
Steuernummernvergabe“ 
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2.2.2.3 Betriebsaufgabe 

2.2.2.3.1  Aufgabe des einzigen Betriebes 
Bei der Aufgabe des einzigen Betriebes ist die Gültigkeit der betrieblichen 
Grundkennbuchstaben zu begrenzen. 

2.2.2.3.2  Aufgabe eines Betriebes, wenn mehrere Betriebe existieren7 

Sind mehrere Betriebe vorhanden, von denen einer aufgegeben wird, ist die Gültigkeit der 
betrieblichen Grundkennbuchstaben des aufgegebenen Betriebes zu begrenzen. Soweit der 
Betrieb aufgegeben wird, unter dessen Steuernummer die Grundkennbuchstaben U und E 
geführt werden, sind beide Grundkennbuchstaben auf die Steuernummer des weiterhin 
existierenden bzw. des Betriebes, der als Hauptbetrieb anzusehen ist, abzugeben. 

2.2.2.4 Eröffnung eines Folgebetriebes8 
Bei Eröffnung eines Folgebetriebes ist eine neue Steuernummer zu vergeben, unter der die 
erforderlichen betrieblichen Grundkennbuchstaben zu setzen sind. Sofern 
umsatzsteuerrechtlich das Unternehmen fortbesteht oder die Neugründung im selben Jahr 
wie die Beendigung des vorherigen Unternehmens stattfindet, ist der Grundkennbuchstabe U 
auf die neue Steuernummer abzugeben. Hat der Unternehmer sein Unternehmen bereits in 
einem früheren Jahr abschließend beendet, ist der Grundkennbuchstabe U unter der neuen 
Steuernummer neu zu setzen. Der Grundkennbuchstabe E ist auf die Steuernummer des 
neuen Betriebes abzugeben. 

2.2.2.5 Wiedereröffnung eines Betriebes 

Bei Wiedereröffnung eines Betriebes sind die erforderlichen betrieblichen 
Grundkennbuchstaben unter der früheren für diesen Betrieb verwendeten Steuernummer zu 
setzen, wenn das Speicherkonto noch besteht. Andernfalls ist eine neue Steuernummer zu 
vergeben. 
 

2.2.3 Betrieb eines Steuerpflichtigen bei Zusammenveranlagung 

2.2.3.1 Erstmalige Betriebseröffnung 

Bei einer erstmaligen Betriebseröffnung ist eine neue Steuernummer zu vergeben, unter der 
die erforderlichen betrieblichen Grundkennbuchstaben zu setzen sind. Soweit für den/die 
Betriebsinhaber(in) noch ein früher für die Einzelveranlagung verwendetes Speicherkonto 
existiert, kann dieses hierfür verwendet werden. 

2.2.3.2 Weitere (parallele) Betriebseröffnungen 

Bei weiteren (parallelen) Betriebseröffnungen ist für jeden Betrieb eine neue Steuernummer 
zu vergeben, unter der die jeweils erforderlichen betrieblichen Grundkennbuchstaben zu 
setzen sind. 

2.2.3.3 Betriebsaufgabe 

2.2.3.3.1 Aufgabe des einzigen Betriebes 

Bei der Aufgabe des einzigen Betriebes ist die Gültigkeit der betrieblichen 
Grundkennbuchstaben zu begrenzen. 
  

                                            
7 Hinweis auf Nr. 4 der Anlage zum Konzept „Begleitende Anforderungen für eine einheitliche 
Steuernummernvergabe“ 
8 siehe Fußnote 7 
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2.2.3.3.2 Aufgabe eines Betriebes, wenn mehrere Betriebe existieren9 
Sind mehrere Betriebe vorhanden, von denen einer aufgegeben wird, ist die Gültigkeit der 
betrieblichen Grundkennbuchstaben des aufgegebenen Betriebes zu begrenzen. Soweit der 
Betrieb aufgegeben wird, unter dessen Steuernummer der Grundkennbuchstabe U geführt 
wird, ist der Grundkennbuchstabe auf die Steuernummer des weiterhin existierenden bzw. 
des Betriebes, der als Hauptbetrieb anzusehen ist, abzugeben. 
 

2.2.3.4 Eröffnung eines Folgebetriebes10 
Bei der Eröffnung eines Folgebetriebes ist eine neue Steuernummer zu vergeben, unter der 
die erforderlichen betrieblichen Grundkennbuchstaben zu setzen sind. Sofern 
umsatzsteuerrechtlich das Unternehmen fortbesteht oder die Neugründung im selben Jahr 
wie die Beendigung des vorherigen Unternehmens stattfindet, ist der Grundkennbuchstabe U 
auf die neue Steuernummer abzugeben. Hat der Unternehmer sein Unternehmen bereits in 
einem früheren Jahr abschließend beendet, ist der Grundkennbuchstabe U unter der neuen 
Steuernummer neu zu setzen. 

2.2.3.5 Wiedereröffnung eines Betriebes 

Bei Wiedereröffnung eines Betriebes sind die erforderlichen betrieblichen 
Grundkennbuchstaben unter der früheren für diesen Betrieb verwendeten Steuernummer zu 
setzen, wenn das Speicherkonto noch besteht. Andernfalls ist eine neue Steuernummer zu 
vergeben. 
 

2.3 Beschäftigung von Arbeitnehmern im nicht betrieblichen Bereich 
Bei einem Steuerpflichtigen, bei dem eine Einzelveranlagung durchzuführen und der zur 
Abgabe von Lohnsteueranmeldungen verpflichtet ist (Arbeitgeber), ist der 
Grundkennbuchstabe A unter der Steuernummer zu setzen, unter der die ESt-Veranlagung 
durchgeführt wird. 
 
In den Fällen, in denen eine Zusammenveranlagung durchzuführen ist, ist eine gesonderte 
Steuernummer zu vergeben, unter der der Grundkennbuchstabe A zu setzen ist. Dies gilt 
sowohl für den Fall, dass die Ehegatten/Lebenspartner/Lebenspartnerinnen gemeinsam als 
Arbeitgeber fungieren, als auch für den Fall, dass eine(r) alleine als Arbeitgeber auftritt. 
 
Bei einem nicht geführten Arbeitgeber, der zur Abgabe von Lohnsteueranmeldungen 
verpflichtet ist, ist eine Steuernummer zu vergeben, unter der der Grundkennbuchstabe A zu 
setzen ist. 
 
 

3 Nichtnatürliche Personen 

3.1 Personengesellschaften/-gemeinschaften 
Die Tz. 3.1 regelt die Vergabe von Steuernummern für die Durchführung der einheitlichen 
und gesonderten Feststellung von Besteuerungsgrundlagen, die Bearbeitung der 
Betriebssteuern und die Gewinnermittlungen. 
 

3.1.1 Erstmalige Vergabe der Steuernummer 
Für eine Personengesellschaft/-gemeinschaft, für die eine einheitliche und gesonderte 
Feststellung von Besteuerungsgrundlagen durchzuführen ist, wird eine Steuernummer 
vergeben, unter der die erforderlichen betrieblichen Grundkennbuchstaben zu setzen sind. 
                                            
9 siehe Fußnote 7 
10 siehe Fußnote 7 
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Für eine Personengesellschaft/-gemeinschaft wird auch eine Steuernummer vergeben, wenn 
eine einheitliche und gesonderte Feststellung unterbleibt (§ 180 Abs. 3, S. 1, Nr. 2 AO), aber 
andere betriebliche Grundkennbuchstaben zu setzen sind.  

3.1.2 Vergabe weiterer Steuernummern 
In den Fällen, in denen von einer Personengesellschaft mehrere Gewinnermittlungen ab-
zugeben sind, ist für die Personengesellschaft/-gemeinschaft für jede (weitere) 
Gewinnermittlung eine gesonderte Steuernummer zu vergeben, unter der der in Frage 
kommende Gewinnermittlungs-Grundkennbuchstabe (GE, GND oder BIL) sowie ggf. weitere 
betriebliche Grundkennbuchstaben zu setzen sind. 

3.1.3 Beendigung der Personengesellschaft/-gemeinschaft 

Bei Beendigung einer Personengesellschaft/-gemeinschaft ist die Gültigkeit der 
Grundkennbuchstaben zu begrenzen. Bei Beendigung einer Personengesellschaft/-
gemeinschaft ist die Gültigkeit der Grundkennbuchstaben unter allen für diese Perso-
nengesellschaft/-gemeinschaft geführten Steuernummern zu begrenzen. 

3.1.4 Aufgabe einer Tätigkeit, für die eine eigene Gewinnermittlung durchgeführt 
wird 

Existieren für eine Personengesellschaft/-gemeinschaft mehrere Steuernummern mit 
Gewinnermittlungs-Grundkennbuchstaben und ist eine Gewinnermittlung nicht mehr 
erforderlich, ist die Gültigkeit der betrieblichen Grundkennbuchstaben auf dieser Steuer-
nummer zu begrenzen.  
Soweit die Gewinnermittlung nicht mehr erforderlich ist, für die der Gewinnermittlungs- 
Grundkennbuchstabe unter der Steuernummer geführt wird, unter der auch die 
Grundkennbuchstaben U und F geführt werden, sind diese beiden Grundkennbuchstaben 
auf die Steuernummer abzugeben, unter der weiterhin ein Gewinnermittlungs-
Grundkennbuchstabe existiert. 
 

3.2 Juristische Personen 

Die Tz. 3.2 regelt die Vergabe von Steuernummern für die Durchführung der 
Körperschaftsteuerveranlagung, die Feststellungen nach § 27 KStG, die Bearbeitung der 
Betriebssteuern und die Gewinnermittlungen. 
 

3.2.1 Erstmalige Vergabe der Steuernummer 

Für eine juristische Person, für die eine Körperschaftsteuerveranlagung und/oder eine 
Feststellung nach § 27 KStG durchzuführen ist und/oder ein Freistellungsbescheid und ggf. 
auch ein Feststellungsbescheid nach § 60a Abs. 1 AO zu erlassen ist, wird eine 
Steuernummer vergeben, unter der die erforderlichen Grundkennbuchstaben zu setzen sind. 

3.2.1.1 Gründungsphasen 

3.2.1.1.1 Vorgründungsgesellschaft 
Eine Vorgründungsgesellschaft existiert in der Zeitspanne vom erstmaligen Zusammentritt 
der Gesellschafter bis zum Abschluss des notariellen Gesellschaftsvertrages oder der 
Feststellung der Satzung. Sie ist in der Regel eine Personengesellschaft oder ein 
Einzelunternehmen (bei einer Ein-Mann-GmbH), die einzig den Zweck erfüllen soll, auf die 
spätere Errichtung der Kapitalgesellschaft hinzuwirken. 
 
Für die Vorgründungsgesellschaft wird eine Steuernummer nur dann vergeben, wenn sie 
wirtschaftlich tätig wird.  
 
Im Zeitpunkt des Abschlusses des notariellen Gesellschaftsvertrages oder der Feststellung 
der Satzung endet die Vorgründungsgesellschaft und es entsteht eine Vorgesellschaft. Auf 
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diesen Zeitpunkt ist die Gültigkeit der Grundkennbuchstaben der Vorgründungsgesellschaft 
zu begrenzen. 
 
3.2.1.1.2 Vorgesellschaft 
Die Vorgesellschaft entsteht mit dem Abschluss des notariellen Gesellschaftsvertrages oder 
der Feststellung der Satzung. Die Gesellschaft ist jedoch noch nicht in das jeweilige Register 
eingetragen. Die Vorgesellschaft ist nicht identisch mit der Vorgründungsgesellschaft. Wenn 
die Vorgesellschaft wirtschaftlich tätig ist, wird für sie eine (neue) Steuernummer vergeben. 
 
Mit der Registereintragung werden die Vorgesellschaft und die Kapitalgesellschaft 
steuerrechtlich als Einheit angesehen. Die ggf. für die Vorgesellschaft vergebene 
Steuernummer ist für die Kapitalgesellschaft weiter zu verwenden. 
 
Für den Fall, dass die Gesellschaft nicht in das jeweilige Register eingetragen wird, wird 
(auch) die Vorgesellschaft wie eine Personengesellschaft bzw. ein Einzelunternehmen 
behandelt („verunglückte Gründung“). Die Grundkennbuchstaben unter der für die 
Vorgesellschaft vergebenen Steuernummer sind ab Beginn in ihrer Gültigkeit zu begrenzen. 
Sofern für die Vorgründungsgesellschaft eine Steuernummer vergeben wurde, ist diese 
wieder zu verwenden. Andernfalls ist eine neue Steuernummer zu vergeben. 
 

3.2.2 Wechsel der Art der Steuerpflicht 

3.2.2.1 Wechsel von der unbeschränkten zur beschränkten Steuerpflicht 

Beim Wechsel von der unbeschränkten zur beschränkten Steuerpflicht ist die Gültigkeit des 
Grundkennbuchstabens K auf den letzten VZ der unbeschränkten Steuerpflicht zu 
begrenzen. Der Grundkennbuchstabe KB für die beschränkte Steuerpflicht ist unter einer 
neuen Steuernummer zu setzen. 

3.2.2.2 Wechsel von der beschränkten zur unbeschränkten Steuerpflicht 

Beim Wechsel von der beschränkten zur unbeschränkten Steuerpflicht ist die Gültigkeit des 
Grundkennbuchstabens KB auf den letzten VZ der beschränkten Steuerpflicht zu begrenzen. 
Der Grundkennbuchstabe K für die unbeschränkte Steuerpflicht ist unter einer neuen 
Steuernummer zu setzen. 
 

3.2.3 Betriebe gewerblicher Art von juristischen Personen des öffentlichen Rechts 

Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind mit ihren Betrieben gewerblicher Art 
steuerpflichtig. Für jeden Betrieb gewerblicher Art einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts ist eine Steuernummer zu vergeben. 

3.2.4 Steuerbefreite juristische Personen11 
Für jede steuerbefreite juristische Person (z. B. Vereine, Stiftungen) ist (nur) eine 
Steuernummer zu vergeben, unter der sowohl der steuerbefreite als auch der wirtschaftliche 
Bereich zu führen sind, d.h. die entsprechenden Grundkennbuchstaben zu setzen sind. 

3.2.5 Öffentliche Arbeitgeber 

Für einen öffentlichen Arbeitgeber, der zur Abgabe von Lohnsteueranmeldungen verpflichtet 
ist, ist eine Steuernummer zu vergeben, unter der der Grundkennbuchstabe A zu setzen ist. 
  

                                            
11 Hinweis auf Nr. 10 der Anlage zum Konzept „Begleitende Anforderungen für eine einheitliche 
Steuernummernvergabe“ 
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3.2.6 Liquidation 
Mit Abschluss der Liquidation einer juristischen Person ist die Gültigkeit der 
Grundkennbuchstaben zu begrenzen. 
 
 

4 Umwandlungsvorgänge 
Bei Umwandlungsvorgängen, bei denen ein neuer Rechtsträger entsteht, wird ab dem 
Umwandlungsstichtag eine neue Steuernummer vergeben. Beim untergehenden 
Rechtsträger ist die Gültigkeit der ertragsteuerlichen Grundkennbuchstaben ab dem 
Umwandlungsstichtag zu begrenzen. Die Gültigkeit der Grundkennbuchstaben A und U ist 
auf den Zeitpunkt der zivilrechtlichen Wirksamkeit des Umwandlungsvorgangs (z.B. 
Handelsregistereintrag, vertraglicher Übergang von Nutzen und Lasten) beim untergehenden 
Rechtsträger zu begrenzen. Beim neuen Rechtsträger sind die Grundkennbuchstaben zu 
diesem Zeitpunkt zu setzen. 
 
In Fällen, in denen eine juristische Person in eine andere juristische Person bzw. eine 
Personengesellschaft in eine andere Personengesellschaft formgewechselt wird, entfällt die 
Vergabe einer neuen Steuernummer, weil die bisherige Steuernummer weiter zu verwenden 
ist. 
 
 

5 Besondere Fallgestaltungen 

5.1 Atypisch stille Gesellschaften12 
Bei der atypisch stillen Gesellschaft liegen mit der „ertragsteuerlichen“ Mitunternehmerschaft 
und dem Handelsgeschäft zwei Bearbeitungsfälle vor. Für die Mitunternehmerschaft ist eine 
Steuernummer zu vergeben, unter die die Grundkennbuchstaben F und GW zu setzen sind. 
Für den Inhaber des Handelsgeschäfts existiert regelmäßig bereits eine Steuernummer, 
unter der die Umsatzsteuer geführt wird. 

5.2 Betriebsaufspaltungen 

Bei Betriebsaufspaltungen ergeben sich hinsichtlich der Vergabe von Steuernummern keine 
Besonderheiten. Das Betriebsunternehmen wird weiterhin unter der bisherigen 
Steuernummer geführt. Für ein neu entstehendes Besitzunternehmen ist eine neue 
Steuernummer zu vergeben. 

5.3 Fälle der Arbeitnehmersparzulage 

Für die Festsetzung der Arbeitnehmersparzulage ist eine Steuernummer zu vergeben, wenn  
der Antragsteller bisher steuerlich nicht geführt wird. 

5.4 Fahrzeuglieferer 

Für Fahrzeuglieferer i.S.d. § 2a UStG ist eine neue Steuernummer zu vergeben, unter der 
der Grundkennbuchstabe US bzw. USF (in NW)13 zu setzen ist. 

5.5 Fiskalvertretungen 
Gem. § 22d Abs. 1 UStG wird für den Steuerpflichtigen für seine gesamte Tätigkeit als 
Fiskalvertreter eine gesonderte Steuernummer vergeben, unter der der 
Grundkennbuchstabe UFK zu setzen ist. 

                                            
12 Hinweis auf Nr. 8 der Anlage zum Konzept „Begleitende Anforderungen für eine einheitliche 
Steuernummernvergabe“ 
13 Nach Kapitel 2.1.2.5.8 des Lastenhefts W-IdNr. Version 3.2.1 ist zukünftig bundesweit die Vergabe des GKB 
USF vorgesehen. 
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5.6 Haftungsfälle 
In Fällen, in denen Haftungstatbestände zu prüfen sind, bzw. Haftungsansprüche geltend zu 
machen sind, wurde für den jeweiligen Steuerschuldner bereits eine Steuernummer 
vergeben. Unter dieser Steuernummer wird auch die Inanspruchnahme des  
Haftungsschuldners durchgeführt. Die Vergabe einer (weiteren) Steuernummer ist nicht 
erforderlich (ausgenommen sind Fälle des § 10b Abs. 4 Satz 2 EStG und § 9 Abs. 3 Satz 2 
KStG, die regelmäßig gem. § 7 Abs. 2 Nr. 10 BuchO behandelt werden). 

5.7 Innergemeinschaftlicher Erwerb neuer Fahrzeuge 

Für Fälle des innergemeinschaftlichen Erwerbs neuer Fahrzeuge ist eine neue 
Steuernummer zu vergeben, unter der der Grundkennbuchstabe UFE zu setzen ist. Bei 
mehreren Fahrzeugerwerben am selben Tag ist für jeden Erwerb eine Steuernummer zu 
vergeben. 

5.8 Insolvenzfälle14 

5.8.1 Verbraucherinsolvenz 
In Fällen der Verbraucherinsolvenz ist die Vergabe einer neuen Steuernummer nicht 
erforderlich. Abweichend hiervon sind in Verbraucherinsolvenzfällen, in denen ein 
Grundkennbuchstabe U gültig gesetzt ist, die Ausführungen in Tz. 5.8.2 analog anzuwenden. 

5.8.2 Regelinsolvenz 
Für die Verwaltung, Verwertung oder Verteilung der Insolvenzmasse ist eine neue 
Steuernummer (sog. Massesteuernummer) zu vergeben. 
 
Darüber hinaus ist ggf. für die Verwaltung oder Verwertung des insolvenzfreien Vermögens 
eine weitere neue Steuernummer zu vergeben. 
 

5.9 Lohnsteuerliche Betriebsstätten 

Soweit nicht bereits aus einem anderen Grund eine Steuernummer vorhanden ist, ist für eine 
lohnsteuerliche Betriebsstätte i.S.d. § 41 Abs. 2 EStG eine gesonderte Steuernummer zu 
vergeben, unter der der Grundkennbuchstabe A zu setzen ist. 

5.10 Mini-one-stop-shop-Fälle 
Bei positiver Prüfung eines Antrags zur Inanspruchnahme der Sonderreglung gem. Artikel 58 
MwStSystRL in der ab 1.1.2015 geltenden Fassung von Artikel 5 Nr. 1 der Richtlinie 
2008/8/EG des Rates vom 12.2.2008 zur Änderung der Richtlinie 2006/112/EG bezüglich 
des Ortes der Dienstleistung (ABl. EU 2008 Nr. L 44 S. 11) ist für den ausländischen 
Unternehmer eine Steuernummer zu vergeben, auch wenn er aus anderen Gründen bereits 
steuerlich geführt wird. 

5.11 Nichtveranlagungsfälle 
Für steuerlich noch nicht geführte Fälle, in denen Nichtveranlagungsbescheinigung gem.§ 31 
KStG, § 38 Abs. 3 KStG, § 11 InvStG, § 43 Abs. 2 EStG, § 44a Abs. 4, 5, 7 und 8 EStG 
beantragt wird, ist eine Steuernummer zu vergeben. 

5.12 Organschaften 

Bei Organschaften ergeben sich hinsichtlich der Vergabe von Steuernummern keine 
Besonderheiten. Organträger und Organgesellschaft(en) werden jeweils unter einer eigenen 
Steuernummer geführt. Die Begründung oder Auflösung einer Organschaft führt nicht zur 
Vergabe einer neuen Steuernummer. 

                                            
14 Hinweis auf Nr. 11 der Anlage zum Konzept „Begleitende Anforderungen für eine einheitliche 
Steuernummernvergabe“ 
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5.13 Steuerabzug bei Bauleistungen 
Für jeden Bauleistungsempfänger ist in dem für den Bauleistenden zuständigen Finanzamt 
für jede Geschäftsbeziehung zu einem Bauleistenden eine Steuernummer, unter der der 
Grundkennbuchstabe BAU zu setzen ist, zu vergeben. 

5.14 Vorratsgesellschaften 

Bei Vorratsgesellschaften handelt es sich um juristische Personen, für die die Regelungen zu 
Tz. 3.2.1 (erstmalige Vergabe einer Steuernummer für eine juristische Person) gelten. 

5.15 Zwangsverwaltete Grundstücke 

Für jedes zwangsverwaltete Grundstück ist unabhängig von der Person des 
Zwangsverwalters eine Steuernummer zu vergeben, wenn für das zwangsverwaltete 
Grundstück gem. § 9 Abs. 1 UStG auf die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 12 UStG verzichtet 
wird. 


